
Was ist Halbfaschismus?
Von Leonie Schmidt

In  einer  Phase  des  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  ist  es  nicht  wirklich
verwunderlich,  dass  es  weltweit  immer  mehr  autoritäre  Regierungen
schaffen, an die Macht zu kommen. So beispielsweise Bolsonaro in Brasilien,
Erdogan in der Türkei oder Putin in Russland. In diesen Fällen gibt es dann
auch viele Linke, die diese Machthaber als Faschisten abstempeln oder auch
den ganzen Staat gleich als faschistisch hinstellen. Es ist aber nicht nur im
historischen Kontext relevant, nicht einfach mit dem Begriff Faschismus um
sich  zu  werfen  (so  können  beispielsweise  die  Verbrechen  der  NS-Zeit
herunter gespielt  werden),  sondern selbstverständlich ist  es auch für die
Analyse  der  Phase  des  Klassenkampfes,  in  der  wir  uns  befinden,  und
dementsprechend auch für die Wahl der Taktik wichtig, sich differenziert mit
den  Handlungen,  Strukturen  und  Zielen  der  autoritären  Regime  zu
beschäftigen. Hier unterscheiden wir zwischen Faschismus, Halbfaschismus
und Bonapartismus.

Selbstverständlich müssen wir aber erst einmal klären, was Faschismus aus
einer marxistischen Perspektive überhaupt bedeutet. Der Faschismus ist eine
Bewegung, welche aus der Klassengesellschaft entsteht, genauer gesagt aus
dem Kleinbürger_Innentum, welches ständig nach Aufstieg in höhere Klassen
strebt  und  gleichzeitig  aber  vom  permanenten  Absturz  ins  Proletariat
bedroht wird. Dies trifft besonders in Zeiten von großen Finanzkrisen zu.
Auch bevor der europäische Faschismus in den 1930ern aufstieg, gab es eine
große Finanzkrise, welche mit starker Inflation einherging.  Der Faschismus
diente  jedoch  hauptsächlich  Monopolkapitalist_Innen,  da  die
Produktionsmittel  und  die  Produktionsverhältnisse  nun zu  ihrem eigenen
Vorteil  gewaltsam  geformt  werden  können.  Während  die  faschistische
Bewegung  versucht,  die  Staatsmacht  zu  erkämpfen,  hat  sie  auch
antikapitalistische Züge,  aber nach dem Erkämpfen der Staatsmacht und der
Zerschlagung  der  Errungenschaften  und  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse verfällt jegliche Bewegung und der Faschismus ersetzt
das  Parlament  mit  sich  als  bürgerlich-staatliche  Bürokratie,
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dementsprechend  werden  auch  nicht  länger  antikapitalistische  Inhalte
aufrecht gehalten. Faschistische Bewegungen gehen aber auch immer mit
Rassismus, Homophobie und Sexismus einher, einerseits aus ideologischen
Gründen,  andererseits  um  die  ArbeiterInnenklasse  weiter  zu  spalten.
Ebenfalls gibt es in faschistischen Organisationen oder Bewegungen auch
paramilitärische  Gruppierungen,  die  vor  allem  vor  der  Staatsübernahme
politische Gegner_Innen ermorden oder verletzen wie bspw. die SA in der
Weimarer Republik und selbstverständlich brauchen die FaschistInnen auch
eine faschistische Partei.

Nun zum Halbfaschismus. An sich ist das kein guter Begriff, weil es eine
gewisse Unsicherheit in der Analyse durchscheinen lässt, aber das auch nicht
ohne Grund, denn die Zukunft der Länder oder Regierungen, die beschrieben
werden, ist alles andere als glasklar. Das lässt sich am Beispiel Bolsonaro
sehr  gut  betrachten:  Er  ist  an  der  Macht  in  Brasilien,  hat  faschistische
Positionen hinsichtlich indigenen Völkern, Frauen, Homosexuellen, spricht
von Säuberungen und Genoziden. Er sabotiert antifaschistische Arbeit, indem
er geschichtsrevisionistisch allen Unterrichtsstoff, der mit der NS-Zeit einher
ging, verboten oder, wenn es sich um Materialen handelt, versucht hat, sie zu
beschlagnahmen, wie beispielsweise Banner in einer Uni in Rio De Janeiro,
die sich gegen Rassismus und Faschismus richteten. Er feierte auch seinen
Wahlsieg zusammen mit seinen bewaffneten Anhängern, dem Militär und der
Polizei, was ein grauenvolles Bild von Hass, Sexismus und Rassismus zu Tage
brachte. Des Weiteren hat er, um die Wahl zu gewinnen, eine ganze Menge
falsche  Informationen gestreut.  Er  kämpft  gegen die  Organisationen der
Arbeiter_Innenklasse und die brasilianische Linke, indem er zum Beispiel den
Parteigründer der Linkspartei Lula Da Silva verhaften oder Debatten zum
Thema Demokratie in einer Uni stürmen ließ. Er inszeniert sich als starker
gewalttätiger Anführer, da er eine Vergangenheit im Militär hat. Das alles
lässt  nun  auf  Faschismus  schließen.  Und  sicher  ist  Bolosnaro  auch  ein
Faschist als Person an sich. Aber noch ist Brasilien kein faschistisches Land
und hat auch keine komplett faschistische Regierung. Wenngleich Bolsonaros
Partei  sehr  konservativ  ist  und  er  viele  AnhängeInnen  hat  –  von  einer
faschistischen  Massenbewegung  und  einer  faschistischen  Partei  ist  sie
dennoch nach wie vor etwas entfernt. Somit können wir die brasilianische



Regierung als halbfaschistisch bezeichnen. Hierbei ist es sehr wichtig, dass
wir  den Halbfaschismus als  eine Art  Übergangsphase zum faschistischen
Staat oder zur Niederlage der Faschist_Innen ansehen. Gelingt es Bolsonaro,
die  ArbeiterInnenbewegung  Brasiliens  zu  zerschlagen  und  seine
grauenvollen  profitorientierten  und  menschenverachtenden  Pläne
durchzuführen, so können wir davon ausgehen, dass das fünft größte Land
der Welt zu einem faschistischen Staat geworden ist. Gelingt es aber den
Arbeiter_Innen sich zu organisieren, zu streiken, zu kämpfen und Bolsonaro
zu  stürzen,  so  konnte  der  Faschismus  geschlagen  werden,  eh  er  sich
überhaupt vollständig entfalten konnte. Das ist natürlich schwer und Bedarf
auch  mehr  als  nur  ein  paar  Streiks,  aber  Bolsonaro  ist  sicherlich  nicht
unaufhaltsam (Mehr  Infos  in  unserem Artikel  „Nieder  mit  Bolsonaro“  in
dieser Zeitung).

Wie bereits oben erwähnt, gibt es aber noch eine andere, für die marxistische
Bewegung  relevante  Analyse  autoritärer  Regierungssysteme.  Das  ist  der
Bonapartismus.  Im  Gegensatz  zum  Faschismus  und  Halbfaschismus
entspringt er nicht dem Kleinbürger_Innentum, sondern ist eine Form der
Diktatur der Bourgeoisie, bei der sie in einer sehr instabilen Situation ihre
politische Macht an einen autoritären Alleinherrscher abtritt,  dieser kann
sowohl rechts – konservativ sein wie bspw. Erdogan, aber auch vermeintlich
links wie Hugo Chavez. Eine solche Situation kann zum Beispiel entstehen,
wenn  sich  keine  Fraktion  der  herrschenden  Klassen  entscheidend
durchsetzen kann oder kein Kompromiss innerhalb der parlamentarischen
Demokratie zwischen den Klassen und Fraktionen möglich ist. Dabei stützt
sich das bonapartistische Regime auf Teile aller Klassen und Schichten –
meist jene, die sich ihrer Klassenzugehörigkeit am wenigsten bewusst sind.
Auf  Seiten  der  Arbeiter_Innen  drückt  sich  in  der  Unterstützung  des
Bonaparte  eine  gewisse  Verzweiflung  aus.  Daher  werden  auch  teilweise
soziale  Forderungen  der  Arbeiter_Innen  erfüllt.  Die  Unterschiede  zum
Faschismus sind deutlich im Hinblick auf den Klassenkampf: Während der
Bonapartismus  eine  Art  Befriedung  des  Klassenkampfes  und  der
Fraktionskämpfe innerhalb der Klassen sucht, so richtet sich der Faschismus
mit  aller  Macht  gegen  die  Arbeiter_Innenklasse  mit  dem Ziel,  diese  zu
zerschlagen. Dabei stützt sich die faschistische Partei  vor allem auf eine



unabhängige,  militante  Bewegung  des  ruinierten  Kleinbürger_Innentums.
Der Bonapartismus stützt sich von Anfang an auf Teile des Staatsapparates
und Teile aller Klassen. Es ist aber relevant, dass diese Systemanalyse nicht
nur aufgrund der Frage, gegen wen wie häufig Repressionen angewendet
werden,  beantwortet  wird.  Dafür  müssen  wir  uns  immer  die  genauen
Geschehnisse im Klassenkampf anschauen!

Eines  ist  klar:  ob  Faschismus,  Halbfaschismus  oder
Bonarpatismus  –  bekämpfen  können  wir  autoritäre
Systeme, indem wir eine Einheitsfront mit allen linken
und  proletarischen  Organisationen  formen  und
gemeinsam gegen die Regierungen bis zum Sozialismus
kämpfen!

Nieder mit Bolsonaro!
von Peter Böttcher

Im Oktober errang Jair Bolsonaro eine Mehrheit von 55% der Stimmen bei
den brasilianischen Präsidentschaftswahlen. Nach seinem Sieg kündigte er
massive  Angriffe  auf  die  brasilianische  Bevölkerung  an.  Drohungen  die
Rechte von Frauen einzuschränken, politische Gegner zu kriminalisieren und
zu inhaftieren und politische Bewegungen wie die der landlosen (MST) als
terroristische  Vereinigung  zu  brandmarken  und  militärisch  gegen  sie
vorzugehen, wurden bereits ausgesprochen. Gemeinsam mit der Erweiterung
der  Befugnisse  der  Polizei  und  des  Militärs,  die  ebenfalls  angekündigt
wurden,  schafft  Bolsonaro  sich  eine  Grundlage,  Säuberungsaktionen  im
ganzen  Land  durchzuführen.  Wenn  die  organisierten  Teile  der
Arbeiter_Innenklasse in Brasilien nicht unmittelbar agieren, dann werden sie
zerschlagen werden!
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Wie konnte es dazu kommen?
In den letzten Jahren war oft von massiven Korruptionsskandalen in Brasilen
die Rede. Die ehemalige Präsidentin Dilma Roussef (PT) wurde 2016 nach
einer schmutzigen Antikorruptionskampagne gegen sie und ihre Regierung
aus  dem Amt  entlassen.  Ähnliches  passierte  Anfang  letzten  Jahres.  Der
Vorgänger Roussefs Lula da Silva, ebenfalls Kandidat der PT und deutlich
populärer als Roussef, wurde ebenfalls der Korruption bezichtigt. In einem
zweifelhaften Prozess, der selbst von der internationalen bürgerlichen Presse
massiv kritisiert wurde, wurde er ins Gefängnis gesteckt. Diese Vorgänge
glichen  einem  scheinbar  legalen  Putsch,  hatten  zumindest  ähnliche
Auswirkungen. Die installierte Übergangsregierung unter Präsident Temer
senkte Steuern für Reiche, wollte das Renteneintrittsalter erhöhen und erließ
eine Reihe von umweltfeindlichen Gesetzen. Die Antwort der PT darauf hätte
schwächer nicht ausfallen können: Statt Ihre Basis gegen diesen Skandal auf
die Straße zu mobilisieren und andere linke Kräfte aufzufordern, es ihnen
gleich zu tun, kandidierte Lula einfach aus dem Gefängnis erneut für das Amt
des  Präsidenten.  In  diesem  Moment  hätte  die  Einheitsfront  aus  allen
Organisationen der Klasse diesen aus seiner Isolation holen müssen.  Die
Kandidatur  wurde  verboten,  ein  unpopulärer  und  in  den  Augen  der
Bevölkerung  zum  brasilianischen  Establishment  gehörender  Kandidat
übernahm, konnte jedoch nicht genügend stimmen sammeln, um sich gegen
Bolsonaro durchzusetzen.

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise wurde die brasilianische Regierung von
IWF  und  Investor_Innen  dazu  gedrängt,  massive  Kürzungen  am
brasilianischen Sozialstaat vorzunehmen, hohe Beiträge für Gesundheit und
Rente waren das Ergebnis. Gleichzeitig entwickelte sich die PT nach rechts.
Die Antiterrorgesetze, die zur WM in Brasilien 2014 ausgerufen wurden und
hunderte  Aktivist_Innen  ins  Gefängnis  brachten,  die  Errichtung  großer
Staudämme  im  Regenwald  oder  aber  der  Ausverkauf  der  großen
Bildungsproteste sind weitere Beispiele für diese Entwicklung. Gleichzeitig
nahm die Arbeitslosigkeit und die Verarmung im Land massiv zu, der Anstieg



von  Gewaltverbrechen  im  Zusammenhang  mit  Banden  und
Drogenkriminalität  waren die  Folge.  Gerade in  den Favelas,  den armen,
meist  Vorstadtbezirken,  sinkt  das  Vertrauen  in  die  PT  als  Partei  der
Arbeiter_Innenklasse in Brasilien, ist sie nicht einmal dazu in der Lage, ihre
Bevölkerung von gewälttätigen Banden zu schützen.

Bolsonaro schlug daraus sein politisches Kapital. Mit einer Kampagne für
einen Rechtsruck, für die Stärkung des Rechtsstaates, für eine Regierung mit
„harter  Hand“  konnte  er  verängstigte  prekäre  Teile  der  Klasse  für  sich
gewinnen.  Sein Wahlkampfstratege Steve Bannon konnte in einer klugen
Kampagne mit falschen Nachrichtenmeldungen und niederträchtiger Hetze
in sozialen Medien, aber auch in etablierten Printmedien Stimmung gegen
die PT machen.  Der gleiche Wahlkampfstratege half auch Donald Trump ins
Amt zu kommen. Bannon selbst behauptet, dass Bolsonaros Kapitalismus die
USA und Brasilien näher zusammenführen werde.

 

Doch wofür steht Jair Bolsonaro genau?
In erster Linie ist er ein Vertreter der Interessen der Kapitalist_Innen. Neben
seinen ultrarechten Positionen möchte er Brasiliens Wirtschaft stärken, um
das Land so wettbewerbsfähig zu machen. Dass er dafür auch Unterstützung
aus  dem Ausland  erhält,  ist  wohl  kaum verwunderlich.  Brasilien  besitzt
riesige  Flächen,  die  kultiviert  und  somit  für  die  Landwirtschaft  nutzbar
gemacht werden können, schon jetzt spielt Brasilien eine Schlüsselrolle im
weltweiten Sojaexport und ist Spitzenreiter in der Sojaproduktion, was vor
allem  als  Tierfutter  verwendet  wird.  Auch  an  natürlichen  begehrten
Ressourcen mangelt es nicht: Neben Unmengen an Eisenerzen, die bereits
abgebaut  werden,  hat  Brasilien  eigene  Erdölvorkommen.  Auch  in  der
Produktion chemischer Erzeugnisse ist Brasilien im internationalen Vergleich
ganz  vorne  mit  dabei.  Vor  der  Krise  2007/8  wuchs  die  brasilianische
Wirtschaft  um  bis  zu  8%  im  Jahr  (eine  der  größten  Wachstumsraten
überhaupt).

Um  sich  eine  Massenbasis  zu  verschaffen,  die  er  mit  einem  rein



wirtschaftsliberalen Programm niemals halten könnte, wirft er verschiedene
rechte und teilweise sogar faschistische Forderungen auf. „Jede Aktion von
MST und MTST wird als Terrorismus beurteilt werden. Das Privateigentum
ist heilig“, so äußerte sich Bolsonaro kurz nach der Wahl. Diese Aussage
richtet  sich direkt gegen kämpfende Teile der Klasse,  die sich nicht der
Herrschaft  des  Kapitals  und  seinen  Eigentumsverhältnissen  unterwerfen
wollen, die das Privateigentum an Produktionsmitteln infrage stellen wollen,
so wie wir es ebenso tun. Indigenen Teilen der brasilianischen Bevölkerung
will er die Schutzräume nehmen, den Regenwald  abholzen, um Platz für
industrialisierte  landwirtschaftliche  Produktion  zu  machen.  Außerdem
möchte  er  Menschen  mit  nicht  heteronormativer  Einstellung  aus  dem
wirtschaftlichen Prozess und dem gesellschaftlichen Leben fernhalten. Dabei
versäumt er es nicht, seine Bewunderung für einen General (Carlos Alberto
Brilhante  Ustra)  auszudrücken,  der  in  den  70er  Jahren  Chef  des
brasilianischen  Folterzentrums  DOI-CODI  und  berüchtigt  für  seine
unmenschlichen Grausamkeiten gerade gegenüber Frauen war.  Sexismus,
Rassismus,  Homophobie,  Neoliberalismus,  Militarismus  und  Verbrechen
gegen  d ie  Umwel t  und  der  Kampf  gegen  d ie  organ is ie r te
Arbeiter_Innenschaft,  dafür  steht  Jair  Bolsonaro.

Teile seines zukünftigen Kabinetts hat er schon vorgestellt. Wichtige Posten,
die  für  Innere Sicherheit  und Außenpolitik  und zwei  weitere Ministerien
sollen  an  hochrangige  Militärs  gehen.  Ein  neues  Superministerium  für
Wirtschaft und Finanzen soll von dem Multimillionär und Investmentbanker
Paolo Guedes geführt werden. Justizminister soll Sergio Moro werden – er
brachte  Lula  ins  Gefängnis.  All  das  riecht  nach  der  Vorbereitung  eines
weiteren Staatsstreiches, diesmal mit einem rechtsradikalen Kandidaten, der
faschistische Schlägerbanden und das Militär in der Rückhand hat.

Die PT schickte gegen ihn den Akademiker Fernando Haddad ins Rennen,
der  von  vielen  als  Teil  des  etablierten,  teils  korrupten  aber  vor  allem
degenerierten politischen Establishments angesehen wird. Er konnte keine
Perspektive für die drängendsten Fragen der brasilianischen Arbeiter_Innen
liefern, die PT reflektierte ihren neoliberalen Schwenk unzureichend und war
nicht dazu bereit, mit linken Teilen, mit der kommunistischen Partei oder



Vertreter_Innen der Landlosenbewegung zusammenzuarbeiten. Sie machte
Wahlkampf, wobei Haddad sich eher als Kandidat des rechten Flügels der PT
zeigte.  Zwar  wollte  er  Kürzungen  von  der  Übergangsregierung
z u r ü c k n e h m e n ,  A n g r i f f e  a u f  d a s  R e n t e n s y s t e m  u n d
Privatisierungsmaßnahmen waren aber ebenso Teil seiner Forderungen.

Nun  steht  die  PT  vor  einem Scherbenhaufen.  Der  populäre  Lula  ist  im
Gefängnis, ihr Kandidat konnte sich nicht gegen Bolsonaro durchsetzen und
die jetzige Regierung wird Unterstützung aus dem imperialistischen Ausland,
vor allem aus den USA, aber auch von Kreditgebern erhalten. Denn neben
den physischen Angriffen, die sogar schon im halben Jahr vor seiner Wahl ca.
5000 Aktivist_Innen, Linke, LGBTIA töteten, wird er eine massive liberale
Agenda starten.  Der Ausverkauf  des Sozialstaates,  die  Privatisierung von
Petrobras  (Mineralöunternehmen  in  teilweise  staatlichem  Besitz),  noch
schnellere Rodung des brasilianischen Urwaldes und die Rücknahme von
Arbeiter_Innenrechten werden folgen.

Die brasilianische Arbeiter_Innenbewegung muss nun alles dafür tun, um
gegen diese Angriffe vorzugehen. Alle Organisationen der Klasse müssen sich
gemeinsam  in  einer  Einheitsfront  die  Zerschlagung  des  reaktionären
Staatsapparats  zum Ziel  setzen.  Den Angriffen  von  Bolsonaro  muss  sich
entschlossen  entgegengestellt  werden.  An  die  traditionell  erfolgreiche
Generalstreikbewegung  anknüpfend  müssen  überall  im  Land  politische
Streiks  die  Wirtschaft  lahmlegen.  In  koordinierten  Aktionsräten  müssen
weitere  Schritte  geplant  und  mit  einem zentralen  politischen  Programm
umgesetzt  werden.  Die  Gründung  von  Arbeiter_Innenmilizen  muss
unmittelbar erfolgen. Gleichzeitig müssen die Gewaltorgane des Staates dazu
bewegt werden, die Waffen umzudrehen, nicht auf  die eigene Bevölkerung
sondern  auf  die  Regierung  zu  richten.  Wenn  sich  Gewerkschaften,  die
Landlosenbewegung,  die  proletarischen  Parteien  nicht  unmittelbar  dafür
entscheiden, eine Einheitsfront zu bilden, kann es bald schon zu spät sein.
Wie eingangs erwähnt will Bolsonaro die Organe der Klasse zerschlagen, ihre
Führer_Innen  kriminalisieren  und  ihre  Anhänger_Innen  einlochen,  jetzt
abzuwarten,  käme  dem  politischen  Selbstmord  gleich.

Auch auf internationaler Ebene müssen diese Angriffe angeprangert werden.



Streiks in multinationalen Unternehmen, welche die brasilianische Regierung
unterstützen, können ein Anfang sein, ebenso die Rechtspopulist_Innen im
eigenen Land zu bekämpfen, die selbst Teil des Internationalen Rechtsrucks
sind.  Gegen  die  internationale  Reaktion  hilft  nur  eine  international
koordinierte  Arbeiter_Innenbewegung.

Solidarität  mit  der  brasi l ianischen
Arbeiter_Innenklasse!

Nieder mit Bolsonaro!

Neutralität,  Schule  und  AfD  –
Das  geltende  Recht  ist  den
Rechten nicht rechts genug
von Jan Hektik

Mit  dem  Neutralitätsgebot  der  Schule  und  dem  Beutelsbacher  Konsens
kämpfen Linke an der Schule seit Ewigkeiten. Ob als Schüler_In, der_die
einen Vortrag halten möchte, in dem ein Rätesystem tatsächlich behandelt
wird, oder als Lehrkraft, die zu antifaschistischen Protesten aufrufen will –
immer wird es einem vorgehalten.  Doch was ist mit dem „Neutralitätsgebot“
eigentlich  gemeint,  was  sagt  der  Beutelsbacher  Konsens  genau?  Der
Beutelsbacher  Konsens,  in  den  1970ern  entstanden,  stellt  einen
Minimalkonsens (also das wenigste auf das man sich einigen konnte) über die
Art, wie politische Bildung stattfinden sollte, dar. An sich wurde sich nur auf
drei Grundprinzipien geeinigt: „Überwältigungsverbot (keine Indoktrination);
Beachtung kontroverser Positionen in Wissenschaft und Politik im Unterricht;
Befähigung der Schüler, in politischen Situationen ihre eigenen Interessen zu
analysieren.“[1]   Das  Überwältigungsverbot  zielt  auf  die  Mündigkeit  der
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Schülerinnen und Schüler ab. Zentral ist hier die Vorstellung, dass jede und
jeder eine eigene Einschätzung vornehmen und eine eigene Meinung bilden
kann und auch soll. Deswegen ist es verboten, sie mit politischen Meinungen
zu  überrumpeln.  Die  Bildung  eines  selbstständigen  Urteils  soll  nicht
verhindert  werden.  Die  Beachtung  kontroverser  Positionen,  soll  lediglich
vorschreiben, dass Positionen in Wissenschaft oder Politik,  die umstritten
sind,  auch  umstritten  dargestellt  werden.  Der  Dritte  Grundsatz  soll  die
Lehrkräfte  dazu anhalten,  den Schülerinnen und Schülern  eine  Meinung
nicht  einfach  nur  zu  präsentieren,  oder  vor  ihnen  eine  Abwägung
durchzuführen,  sondern ihnen die Fähigkeiten zu vermitteln,  eine eigene
Einschätzung  vorzunehmen,  ihre  eigenen  Interessen  wahrzunehmen  und
anhand dieser eine eigene Position zu beziehen. Wie so oft klingt das zwar
ganz gut, sagt aber eigentlich wenig Konkretes. Also gucken wir uns doch
mal  an,  wie  das  umgesetzt  wird.  Mit  dem  zweiten  Grundsatz  wird  bei
schulischen Veranstaltungen gerne  argumentiert,  man müsse,  wenn man
linke  Gruppen  sprechen  lässt,  auch  rechte  Parteien  wie  z.B.  die  CDU
sprechen  lassen.  Andersrum,  also  wenn  beispielsweise  eine
Wahlveranstaltung an der Schule mit CDU, SPD, Linkspartei und Grünen
stattfindet, wird niemals die Forderung nach linkeren Meinungen aufgestellt.
Auch wird dabei nicht beachtet, dass Neutralität immer die herrschenden
Verhältnisse unterstützt. Wenn ich mich zu Fragen der Unterdrückung wie
Rassismus oder Sexismus neutral verhalte, unterstütze ich die, die gerade
stärker sind. Und dass sind die Rassist_Innen und Sexist_Innen. Wir sehen
also  hier,  der  Beutelsbacher  Konsens  wird  vor  allem  GEGEN  linkes,
freiheitliches  und  soziales  Denken  benutzt.

Doch was seit kurzem von der AfD initiiert wurde, ist neu und geht noch viel
weiter. Ihr Hamburger Landesverband hatte die Plattform „Neutrale Schule“
gestartet.  Diese  soll  Schüler_Innen  und  Lehrkräften  ermöglichen,
Lehrer_Innen zu melden, die sich kritisch über diese Partei äußern. Nach
Hamburg  planen  die  Rechtspopulist_Innen,  die  Plattform  in  9  weiteren
Ländern  an  den  Start  zu  bringen:  Baden-Württemberg,  Bayern,  Berlin,
Brandenburg,  Bremen,  Niedersachsen,  Rheinland-Pfalz,  Sachsen  und
Sachsen-Anhalt. In Berlin war sie bereits online, während in Brandenburg
(noch) „technisch-juristische“ Probleme zu lösen waren. Zur Rechtfertigung



ihrer Kampagne führt die AfD unter anderem die „Zustände“ an der Paul-
Schmidt-Schule  in  Lichtenberg  an.  Dort  habe  eine  Unter-18-Wahl  unter
Schüler_Innen stattgefunden, bei der sogar die FDP, nicht jedoch die AfD
behandelt worden wäre. Dabei verschweigt die Partei geflissentlich, dass sie
nicht aufgeführt wurde, weil sie auf die Anfrage, Informationen für die Wahl
zur Verfügung zu stellen, nicht antwortete und deshalb nicht einbezogen
wurde.

Widerstand  dagegen  gibt  es  bislang  vor  allem  von  der  Gewerkschaft
Erziehung  und  Wissenschaft  (GEW).  Nachdem  juristisch  wahrscheinlich
wenig gegen das Portal auszurichten ist, hat die GEW dazu aufgerufen, sich
nicht einschüchtern zu lassen. Weiter als diese eher schwache Maßnahme
ging die Aktivität von Lehrkräften in der Ausbildung. In Hamburg musste die
Plattform  zeitweise  geschlossen  werden,  da  massive  Fake-Anzeigen
eingingen und die Seite mit riesigen Uploads lahmgelegt wurde. Auch haben
sich diese in Massen selbst auf den Seiten angemeldet.  Auf der Website
„Change.org“ wurde unter dem Motto „Mein Lehrer fetzt“ eine Petition an
die  Kultusministerkonferenz  initiiert.  Diese  ist  zwar  nicht  sonderlich
aussagekräftig, erklärt sich aber solidarisch mit AfD-kritischen Lehrkräften.

Ziele der Rechten
Diese Plattformen sind jedoch nur ein Teil des Versuchs der AfD, auf Schulen
einzuwirken.  Im  Landtag  von  Sachsen-Anhalt  hat  sie  beantragt,  die
Landesmittel  für das Projekt „Schule ohne Rassismus“ zu streichen,  weil
„dieses  Netzwerk  doch  stark  genutzt  wird,  um  Stimmungsmache  gegen
demokratisch gewählte  Parteien –  in  dem Fall  gegen unsere Partei  –  zu
betreiben“,  wie  Fraktionschef  Oliver  Kirchner  gegenüber  dem
Deutschlandfunk  erklärte.

Mit ihren Kampagnen verfolgt die AfD mehrere Ziele:

Einschüchterung linker und aller AfD-kritischen Lehrer_Innen und
Schüler_Innen
Disziplinarmaßnahmen gegen Beschäftigte
Kontakt zu rechten Schüler_Innen, Eltern und Lehrer_Innen, um so



selbst Strukturen aufzubauen.

Daher werden Petitionen oder  auch das  Lahmlegen von Servern auf  die
Dauer  wirkungslos  bleiben.  Notwendig  ist  offensiver  und  kollektiver
Widerstand gegen die rechtspopulistische Denunziation. Versammlungen der
Beschäftigten, Schüler_Innen und Eltern sollten sich gegen die AfD-Plattform
stellen,  über  deren reaktionären Charakter  an der  Schule  aufklären und
zugleich einen Kampf gegen die Einschränkung politischer Betätigung und
Meinungsfreiheit  an den Schulen aufnehmen.  Dass  sich die  AfD auf  das
„Neutralitätsgebot“ an den Schulen beruft, ist darüber hinaus bis zu einem
gewissen Grad selbst ein Witz, weil sie so einen Freibrief für Rassismus,
Hetzpropaganda und Denunziant_Innentum erhalten will.
Aber das Neutralitätsgebot und der Beutelsbacher Konsens sind zugleich
auch Einschränkungen linker politischer Betätigungsfreiheit an den Schulen.
Sie  richten  sich  auch  gegen  das  Verteilen  von  Flugblättern  linker
Jugendgruppen,  antirassistische  oder  antifaschistische  Arbeit  an  den
Schulen.  Schließlich  können  solche  Gesetze  auch  gegen  offen  politische
Aktivitäten  von  Gewerkschaften,  das  Aufrufen  zu  politischen
Protestkundgebungen während der Schulzeit herangezogen werden – und sei
es nur zum Zweck der Einschüchterung. Lasst uns genau das tun, statt uns
dem Staat oder der AfD zu beugen. Lasst uns Flyer schreiben und verteilen in
Sol idar i tät  mit  den  denunzierten  Lehrer_Innen.  Lasst  uns
Diskussionsveranstaltungen dazu organisieren, was Neutralität in der Schule
bedeutet und was für eine Bildung wir eigentlich brauchen. Wenn wir eine
Schule der Lehrenden und vor allem Lernenden haben wollen, bleibt uns
wohl nichts anderes übrig, als sie aufzumischen. Eine Anleitung dafür haben
wir gerade veröffentlicht (siehe „Revolutionäre Politik in die Schule tragen –
Ein Leitfaden zum Klassenkampf“).

 

Nein zum AfD-Denunziationsportal! Weg mit allen
Einschränkungen freier politischer Betätigung für
Lehrer_Innen und Schüler_Innen!



Für  eine  Bewegung  der  Schüler_Innen  und
Jugendlichen gegen die AfD und den Rechtsruck!
Für  Versammlungen  gemeinsam  mit
Lehrer_Innen,  und  sonstigen  Beschäftigten,  um
eine  gemeinsame  Kampagne  gegen  die  AfD,
Rechtspopulismus  und  Rassismus  zu
organisieren!

[ 1 ] Z i t a t  B u n d e s z e n t r a l e  f ü r  p o l i t i s c h e  B i l d u n g ,
https://www.bpb.de/die-bpb/51310/beutelsbacher-konsens

Die  Grünen:  Warum  sind  die
gerade  so  in?  5  Fragen,  5
Antworten
von Felix Ruga

1. Wie groß ist der Erfolg?

Seit  2011 regieren die  Grünen in  Baden-Württemberg,  doch dass  sie  im
deutlich konservativeren Nachbarland Bayern mal fast 18 Prozentpunkte und
damit  mit  Abstand  den  zweiten  Platz  bekommen  würden,  wie  bei  der
Landtagswahl im Oktober, hätten bis vor kurzem wohl nur wenige geglaubt.
Auch in Hessen haben sie nach einer Legislaturperiode Koalition mit der
CDU ähnlich deutlich zusetzen können, in beiden Fällen knapp 9%, sodass es
eine Weiterführung der Regierung in Hessen geben wird. Damit sind sie in
der Hälfte aller Landesregierungen und koalieren dabei mit so ziemlich jeder
größeren Partei außer der AfD.
Auch bundesweit sehen neueste Umfragen nicht schlecht aus, in denen sie
momentan auf um die 20% geschätzt werden und damit zweitstärkste Partei
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wären. Sie würden damit ihr letztes Ergebnis aus 2017 von 8,9% mehr als
verdoppeln! Kein Wunder also, dass in den bürgerlichen Medien die Grünen
mittlerweile als die nächste Volkspartei gehandelt werden, auch wenn sie
nach außen dieses Konzept ablehnen (Robert Habeck).

 

2. Wer wählt die Grünen? Wen vertreten sie? 

Abgeleitet vom Infratest bei den jüngsten Landtagswahlen in Bayern sind die
Grünen  besonders  beliebt  bei  Menschen,  die  ein  gehobenes  Einkommen
haben, unter 50 Jahre alt sind und in den Städten wohnen. Die Bildung spielt
dabei  anscheinend  eine  große  Rolle,  so  haben  anteilig  4  mal  so  viele
Hochgebildete  die  Grünen gewählt  wie  Menschen mit  niedriger  Bildung.
Außerdem  werden  sie  vor  allem  von  Personen  gewählt,  die  entweder
selbstständig sind oder Kopfarbeit verrichten, was oftmals mit dem hohen
Bildungsstand zusammenfällt. Bei klassischen Arbeiter_Innen ist sie dagegen
unbedeutend.  Aus  diesen  Dingen  lässt  sich  klar  erkennen,  dass  die
gesellschaftliche  Basis  eine  klein-  und  bildungsbürgerliche  ist.

Nach außen geben sie  sich  als  ökologisch,  feministisch,  pazifistisch  und
sozial, bemühen sich also um ein linkes Image, ohne dabei tatsächlich soziale
Kämpfe voranzutreiben, sind sie einmal in der Regierung. Im Gegenteil, sie
haben unter Schröder die Agenda 2010 und damit massiven Sozialabbau
unterstützt, seit dem Kosovokrieg fast jeden Kriegseinsatz befürwortet und in
der  Regierung in  NRW die  Rodung des Hambacher Waldes beschlossen,
wobei sie jetzt selbst als Vorreiter der Hambi-Proteste gelten wollen. Man
könnte die Praxis der Grünen am ehesten als klassische bürgerlich-liberale
Politik  mit  humanistischem  Anstrich  beschreiben,  wobei  in  der  Basis
sicherlich  viele  aufrechte  Humanist_Innen  sind.

3. Woher kommt der Erfolg?
Man kann den Erfolg der Grünen nicht verstehen, ohne die Krise der Großen
Koalition  zu  berücksichtigen.  In  ihrer  Unfähigkeit,  den  Problemen  der
Gesellschaft wie Wohnungsnot, Pflege- und LehrerInnenmangel eine Antwort



zu liefern, hat die GroKo für viel Enttäuschung gesorgt. So sind in Bayern
viele Wähler_Innen von den großen Parteien zu den Grünen abgewandert.
Vor  allem  die,  die  vom  miefigen  Profil  der  Protestpartei  AfD  nicht
angesprochen wurden. Dass die politisch nahestehende und fallende SPD
viele an die Grünen verlor, überrascht nicht, doch dass die CSU dies auch
massiv tat,  war nicht so leicht vorhersehbar. Es lässt sich aber mit dem
Rennen zwischen CSU und AfD erklären, in dem es darum geht, wer die
rechtere  Politik  macht:  Das  beschlossene  Polizeiaufgabengesetz  als
Einschränkung der bürgerlichen Freiheiten und die ständigen Diskussionen
um den sogenannten „Asyltourismus“ und die AnkER-Zentren haben neben
einigen anderen Sachen die CSU zu rechts für viele gemacht, sodass man
sich links davon umschauen musste. Die SPD gilt als verknöchert, die Linke
konnte sich auch nicht als überzeugende Alternative präsentieren. So waren
es  die  Grünen,  die  sich  nicht  nur  in  Bayern  sondern  bundesweit  als
humanistische Alternative zur AfD als Oppositionspartei profilieren konnten.
Ihr Image ist jung und freundlich und sie haben darin den Spagat zwischen
einem  kosmopolitisch-urbanen  Zeitgeist  und  einer  Wellness-
Heimatverbundenheit  geschafft.

 

4. Können wir also auf Linksruck hoffen?
Wie schon vorher herausgestrichen dient die tatsächliche Politik der Grünen
dem deutschen Imperialismus, verraten damit selbst viele ihrer Kernthemen.
Dies konnte man auch wunderbar an den geplatzten Jamaika-Verhandlungen
sehen, in denen die Grünen ein Zugeständnis nach dem anderen gemacht
haben, wie beispielsweise keine Fristen für den Kohleausstieg oder Autos mit
Verbrennungsmotoren zu setzen. Sie waren sogar anpassungsfähiger als die
FDP, die eine gewisse Tradition darin hat, schlichte Steigbügelhalterin der
großen Parteien zu sein. Doch jetzt waren es die Grünen, die bereitwillig
Merkel ins Kanzleramt hiefen wollten. Diese Nachgiebigkeit ist wohl auch
der Hauptgrund, warum sie problemlos mit allen außer der AfD koalieren,
von Linkspartei bis CDU. Deswegen sollten wir uns nichts vormachen, wenn
es darum geht, ob die Grünen in der Regierung für eine bessere Situation der
Lohnabhängigen sorgen werden.



Und deswegen sollte man auch bei  der Frage vorsichtig sein,  wie lange
dieser Aufschwung anhalten wird. Die Menschen stecken Hoffnung in das
humanistisch-ökologische Profil, doch die Grünen haben jetzt schon gezeigt,
wie wenig dahinter steckt und wie schnell man vor dem Kapital einknickt,
wenn  es  um  Wirtschaftlichkeit,  Wachstum  und  Abschiebungen  geht.  Es
könnte zwar sein, dass bei den nächsten Bundestagswahlen keine Regierung
mehr ohne die Grünen auskommt oder sie sogar selbst die/den Kanzler_In
stellen,  aber  ihre  Versprechen  eines  „grünen  und  menschenfreundlichen
Kapitalismus“ müssen an den Zwängen des Systems zerbrechen, denn in der
globalen Konkurrenz um Profite und Märkte bleibt kein Platz für ökologische
oder humanistische Begrenzungen.  Und dies  wird entweder zum offenen
oder versteckten Verrat an ihren hehren Zielen führen.

5. Wie sollte man sich nun dazu verhalten?
Natürlich ist es ein besseres Zeichen, wenn die Grünen statt die AfD gewählt,
auch wenn man da auch nicht zu viel Hoffnung reinstecken sollte. Die Politik
ist weiterhin bürgerlich und wird keine Lösung gesellschaftlicher Probleme
anbieten können. Sie handeln nicht in unserem Interessen, denn sie vertreten
nicht  die  Interessen  unserer  Klasse!  Somit  sollten  man auf  gemeinsame
Aktionen und Bündnisse versuchen, ihre tatsächliche Politik zu enttarnen und
damit  erst  recht  nicht  die  eigenen Inhalte  von  ihnen abhängig  machen.
Schlussendlich ist  es eine Partei,  die das System aktiv  stützt  und davon
gestützt wird!

5 Fragen und 5 Antworten zum
Wahlergebnis im CSU-Land
 Christian Mayer
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Erwartet uns nach den Verlusten der CSU eine neue Politik in Bayern?

Nach  der  Wahl  ist  vor  der  Regierungsbildung:  Auch  wenn  die  CSU ihr
schlechtestes  Ergebnis  bei  einer  Landtagswahl  in  Bayern  seit  1950
eingefahren  hat,  so  wird  sie  doch  weiterhin  an  der  Regierung  bleiben.
Allerdings ist sie auf einen Koalitionspartner angewiesen. An der politischen
Situation in Bayern wird das jedoch wenig ändern. Die CSU wird dieselbe
rassistische  Hetzjagd  gegen  Refugees  und  Migrant_Innen  weiterhin
betreiben,  ebenso  wie  ihr  Geschwafel  von  einer  „deutschen  Leitkultur“
beibehalten. Wie diese viel beschworene „deutsche“ oder auch „bayerische“
Leitkultur aussieht, kann man sich jedes Jahr auf dem Münchner Oktoberfest
ansehen.

Wahrscheinlich ist,  dass  die  CSU am Ende mit  den rechts-konservativen
„Freien Wählern“ eine Koalition eingehen wird. Mit dieser Partei haben sie
die  inhaltlich  größte  Übereinstimmung  und  auch  fast  die  gleiche
Wähler_Innenbasis.

Doch nicht nur die Hetzjagd aus der Landesregierung wird unvermindert
weitergehen, gerade dadurch, dass sowohl CSU als auch Freie Wähler beide
für schnellere Abschiebungen in „sichere Herkunftsstaaten“ sind. Gerade die
AfD, welche mit 11% den Einzug in den bayerischen Landtag geschafft hat,
wird  diesen  wie  auch  schon  den  Bundestag  sowie  die  restlichen  14
Landesparlamente  in  denen sie  bereits  vertreten  ist,  als  Bühne für  ihre
rassistische und nationalistische Hetze gegen Migrant_Innen, Refugees und
Linke benutzen, um sowohl CSU als auch Freie Wähler noch weiter nach
rechts  zu  drücken.  Obwohl  die  CSU versucht  hat,  ihre  Wähler_Innen zu
halten, indem sie noch rechtere Positionen von der AfD übernommen hat,
konnte letztlich nur die AfD selbst davon profitieren.

 

Warum ist die SPD so krass abgestürzt?

Die größte Verliererin der Landtagswahl in Bayern ist die SPD mit gerade
mal  9,6%.  Traditionell  ist  die  SPD bei  Wahlen in  Bayern  sehr  schwach,
allerdings gelang es ihr in der Vergangenheit zumindest im zweistelligen



Prozentbereich zu bleiben, auch wenn es auf die Politik in Bayern fast keine
Auswirkungen hatte.  Doch dieses Ergebnis  aus diesem Jahr ist  eine fast
schon historische Katastrophe.

Das  Ergebnis  in  Bayern,  in  den  anderen  Bundesländern  und  auch  auf
Bundesebene zeigt sehr deutlich, dass die reformistische Politik der SPD im
Sinne des Kapitals nur eines bedeuten kann: politischen Selbstmord. Soziale
Angriffe wie die Agenda 2010-Reformen oder auch Hartz IV führten dazu,
dass breite Schichten der Arbeiter_Innenklasse verarmt sind und in schlecht
bezahlte Jobs wie Leiharbeit, Werksverträge, Minijobs auf 450 €-Basis usw.,
abgerutscht  sind.  Aber  auch  Teile  des  Kleinbürgertums,  wie  z.B.
Selbstständige,  sind seit  der Wirtschaftskrise von einem sozialen Abstieg
bedroht.  Diese  Schichten,  welche  die  SPD  früher  für  sich  mobilisieren
konnte, wenden sich seit einigen Jahren konsequent enttäuscht von ihr ab.
Viele sind auch Verlierer_Innen der Globalisierung.

Weitere soziale Angriffe wie z.B. der Abbau des Pflegesystems oder auch der
Verkauf von ehemals kommunalem Wohneigentum an private Investor_Innen,
welche die Mieten durch die Decke jagten, taten dabei ihr Übriges. Gerade in
den  ehemaligen  Arbeiter_Innenvierteln  in  München,  welche  einst  SPD-
Hochburgen  waren,  musste  die  SPD  enorme  Verluste  hinnehmen.  Auch
aufgrund der immer weiter steigenden Mieten, welche sich die vormaligen
Mieter_Innen nicht mehr leisten konnten und dadurch an den Stadtrand oder
in das Umland verdrängt wurden.

Während  die  SPD  also  einen  Verrat  nach  dem  anderen  an  ihrer
ursprünglichen  Wähler_Innenschaft  begeht,  schafft  es  die  AfD  mit  ihren
rechtspopulistischen  Slogans  genau  diese  Menschen  einzusammeln.  Hier
versucht sich die AfD als Partei der „kleinen Leute“ darzustellen, dabei steht
sie mit ihrer neoliberalen, sexistischen und rassistischen Politik praktisch
ganz  klar  auf  der  Seite  des  Kapitals.  Enttäuschte  und  prekarisierte
Arbeier_innen und Selbstständige versucht sie dann damit zu ködern, indem
deren  soziale  Ängste  gegen  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  ausgespielt
werden. Dadurch entsteht nicht nur Sozialneid sondern auch ein „Wir-gegen-
die“ Gefühl, welches dann der Nährboden ist, auf dem sich dann auch offene
Faschist_Innen recht wohl fühlen. Chemnitz hat uns gezeigt, welche braune



Scheiße aus diesem Nährboden erwachsen kann.

 

Gibt es neue Hoffnung durch die Wahlerfolge der Grünen?

 Die Tatsache, dass die Grünen schon jetzt mit einer Koalition mit der CSU
liebäugeln  zeigt  uns  schon,  dass  wir  von  den  Wannabe-Ökos  nicht  viel
erwarten können. Dabei konnten die Grünen ein beachtliches Ergebnis bei
der Landtagswahl einfahren. Ganze 17,5% erreichte die einstige Öko-und
Friedenspartei,  wobei  sie  sich  von  diesen  Prinzipien  schon  seit  langem
verabschiedet hat. Vom Image der Friedenspartei wurde sich schon 1999 mit
der  Zustimmung  zum Jugoslawienkrieg  verabschiedet.  Damit  wollten  die
Grünen dem deutschen Kapital gleichzeitig ganz praktisch beweisen, dass
man „regierungsfähig“ sei.

Am Image der Ökopartei versuchen sie immer noch fest zu halten, was aber
nicht so ganz gelingt. So waren es die Grünen, welche zusammen mit der
SPD  in  NRW  vor  zwei  Jahren  der  Rodung  der  restlichen  200  m²  des
Hambacher  Forstes  durch  RWE  zustimmten  und  auch  in  Baden-
Württemberg, wo ein grüner Ministerpräsident seit inzwischen sieben Jahren
regiert,  ist  man sich nicht zu schade, vor der Autoindustrie beim Thema
„Fahrverbote  für  alte,  umwelt-  und  gesundheitsschädliche  Dieselautos“
einzuknicken.

In  Bayern  haben  die  Grünen  ihre  meisten  Zugewinne  übrigens  von
ehemaligen  CSU-Wähler_innen  bekommen,  die  nicht  ganz  so  weit  nach
rechts gehen wollten. Dieser Sprung ist hier auch gar nicht so groß, denn
auch die Grünen stehen für eine rassistische Abschiebepolitik – das Ganze
müsse dabei  nur  möglichst  „human“ ablaufen.  Wir  fragen uns an dieser
Stelle,  wie  man  denn  ganz  „human“  Schutzsuchende  in  Kriegsgebiete,
politische Verfolgung oder Armut zurückschicken kann.

 

Was macht eigentlich die Linkspartei?



 Ausnahmsweise mal wenig überraschend ist das Ergebnis der Linkspartei in
Bayern. Erst zum dritten Mal angetreten, konnten sie gerade einmal 3,2%
holen und verpassten damit erneut den Einzug in den bayerischen Landtag.
Dies hat mehrere Gründe:

Zum einen ist  die Linkspartei  in Süddeutschland traditionell  schwach (in
Bayern wie auch in Baden-Württemberg kam man selten auch nur in die
Nähe der 5%-Hürde), zum anderen können sie kaum auf Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse zurückgreifen. Letzteres liegt vorwiegend daran, dass
die SPD seit  Jahrzehnten die Gewerkschaften unter ihrer politischen wie
ideologischen  Kontrolle  hat  und  somit  eine  zweite,  reformistische  Partei
eigentlich überflüssig ist.

Andererseits hat es die Linkspartei, in Bayern wie auch auf Bundesebene,
nicht geschafft, eine klare und linke Alternative darzustellen, um von der
Unzufriedenheit der breiten Masse der SPD-Anhänger_Innen profitieren zu
können. Auch der seit längerem schwelende Führungsstreit innerhalb der
Linkspartei macht diese nicht gerade attraktiver.

Doch auch die restliche, radikale Linke ist nicht in der Lage, die Leute für
sich zu gewinnen. Neben den üblichen politischen Scharmützeln, welche man
sich szeneintern gerne liefert, ist die (radikale) Linke sowohl in Bayern wie
auch im restlichen Land nicht ansatzweise fähig, sich gemeinsam gegen den
gesellschaftlichen  Rechtsruck  zu  organisieren.  Es  fehlt  dabei  an
gemeinsamen Aktionen und kontroversen Diskussionen über die Perspektive
der bestehenden Kämpfe.

 

In Bayern gibt`s doch aber gerade auch viele Proteste! Wie können
diese Potentiale für den emanzipatorischen Kampf genutzt werden?

 Dass mit einem Kreuzchen auf dem Wahlzettel alle vier Jahre noch nicht viel
erreicht ist, haben auch in Bayern in den letzten Monaten 10 000 Menschen
gemerkt.  Massendemonstrationen  gegen  die  AfD,  gegen  das  neue
Polizeiaufgabengesetz  oder  gegen Abschiebungen haben gezeigt,  dass  es
etliche Menschen gibt, die bereit sind zu kämpfen. Auch im Bundesgebiet



waren zuletzt  in Großdemos wie #Unteilbar oder gegen die Rodung des
Hambacher Forstes mehrere hunderttausend Menschen auf  den Straßen!
Wenn wir diese Potentiale nutzen wollen, um tatsächlich etwas zu reißen,
müssen wir diese Kräfte miteinander verbinden. Die Aktionen waren super
aber aktuell auch noch eher symbolisch. Wir brauchen Aktionskonferenzen
mit Vertreter_innen aller Proteste, um eine tatsächliche Bewegung daraus zu
starten. Gemeinsam können wir unsere Kräfte bündeln und auch verhindern,
dass sich offen bürgerliche Kräfte reinzecken und die Proteste für ihre Politik
vereinnahmen. Eine solche Bewegung braucht, um erfolgreich zu sein, eine
antikapitalistische Perspektive, denn rassistische Hetze, soziale Spaltung, die
Verschärfung  der  Repressionsmaßnahmen  sowie  Klima-  und
Umweltzerstörung  haben  eine  gemeinsame  Ursache.

Nur ein vereinter Kampf gegen dieses System und seine Auswirkungen kann
letztendlich dazu führen, dass wir nicht nur die Regierung in Bayern und in
Deutschland  stürzen,  sondern  dies  kann  auch  der  Auftakt  zu  einer
Gegenbewegung gegen das System als Ganzes werden. Deshalb rufen wir
nicht nur alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf, sich an unserem
Kampf  zu  beteiligen,  sondern  auch  alle  anderen  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse.  Nur  gemeinsam  können  wir  erfolgreich  sein.

Bolsonaro wird Brasiliens neuer
Präsident  –  Ein  internationaler
Sieg für die Reaktion!
von Jonathan Frühling, REVOLUTION Kassel

Seit gestern Nacht ist klar, was sich in den letzten Wochen abgezeichnet hat.
Der ultrarechte Jair Bolsonaro gewann die Stichwahl in der brasilianischen
Präsidentschaftswahl. Hinter ihm hatte sich das gesamte bürgerliche Lager
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gesammelt: Die Polizei, die Bourgeoisie, die Justiz und auch das Militär.

Die Wahl des reformistischen Kandidaten der PT wäre zwar richtig gewesen,
um Bolsonaro aufzuhalten, allerdings hat sich die PT, selbst bis 2017 an der
Regierung  mit  neoliberalen  Kürzungsprogrammen  total  diskreditiert.  Für
Brasilien  und  die  internationale  Arbeiter_Innenklasse  ist  das  eine  totale
Katastrophe.  Das  Land  ist  bis  heute  für  seine  verschiedenen  sozialen
Bewegungen bekannt. Dieses Jahr marschierten hunderttausende Frauen für
Gleichberechtigung,  es  gibt  eine  mächtige  Bewegung  landloser
Landarbeiter_Innen,  in  den  letzten  Jahren  waren  durch  die
Bildungsbewegung zwischenzeitlich tausende Schulen und über 300 Unis
besetzt, die Gewerkschaften sind zwar reformistisch, aber militant und haben
letztes Jahr zu einem Generalstreik mit 30 Millionen Menschen mobilisiert!

Für die herrschenden Klasse sind diese Bewegungen ein Hindernis bei der
Umsetzung ihrer neoliberalen Ausbeutungspolitik. Bolsonaro machte deshalb
von Anfang an klar,  welche Politik  seine Regierung umsetzen würde.  Er
versprach  offen  die  existierenden  sozialen  Bewegungen  restlos  zu
zerschlagen. Dafür will  er die Rechte der Polizei  erweitern,  sich auf das
Militär stützen und auch Folter und scharfe Munition einsetzen. Der Staat
wird  sich  zweifelsohne  wieder  in  Richtung  einer  faschistischen
Militärdiktatur entwickeln, wie es sie von 1964-1985 in Brasilien gab, welche
von Bolsonaro verehrt wird. Auch steht Bolsonaro für eine us-freundliche
Außenpolitik,  was  innerhalb  der  momentan  stattfindenden  Blockbildung
ebenfalls  von  internationaler  Relevanz  ist.

Was es jetzt braucht ist ein geeinter Widerstand in einer Einheitsfront aller
Unterdrückten,  um Bolsonaro  und die  herrschende Klasse,  der  er  dient,
aufzuhalten. Das von allen großen (zentristischen) Organisationen betriebene
Sektierertum ist  dagegen ein Verrat  am Proletariat!  Auch die Frage der
Selbstverteidigung gegen den massiven Anstieg  politischer  Morde,  sowie
gegen Angriffe auf Demos oder Räumlichkeiten muss auf die Tagesordnung
gesetzt werden. Letztlich müssen wir jedoch selbst zum Angriff übergehen
und mit einem Generalstreik die Machtfrage stellen. Für den Sieg brauchen
wir aber eine Organisation nach bolschewistischen Vorbild, die die Klasse
auch in diesen schweren Zeiten führen und zum Sieg verhelfen kann.



Internationale Solidarität ist dabei sehr wichtig, um die Entschlossenheit und
den Glauben an  einen  Sieg  unter  den  Lohnabhängigen zu  steigern.  Wir
verfolgen den Kampf  unserer  Klassenschwestern und -brüder  mit  großer
Besorgnis, aber auch mit großer Hoffnung auf einen Sieg.

Ihr  seid  nicht  alleine!  Sieg  dem  Sozialismus!  Hoch  die  internationale
Solidarität!

Veranstaltung  in  Kassel:  Wie
können  wir  unsere  Erde  noch
retten?
VON DER KASSLER ORTSGRUPPE

Das  Klima  auf  der  Erde  heizt  sich  weiter  auf,  Dürren  und  daraus
resultierende  Hungersnöte  werden  immer  verheerender.  Gleichzeitig
schleudern Braunkohlekraftwerke nach wie vor tonnenweise CO2 in die Luft
und setzen eine Vielzahl extrem giftiger Stoffe frei. Waren werden um den
halben Planten geschifft, nur damit Unternehmen dort produzieren können,
wo  Arbeitskraft  am  billigsten  ist.  Natürliche  Rohstoffe  werden  ohne
Rücksicht auf zukünftige Generationen ausgebeutet, die umliegende Natur
dafür oft  vollkommen zerstört.  Das kapitalistische Wirtschaftssystem folgt
dabei nur einer Logik: Maximierung der Profite der Konzerne. Diese Logik ist
kurz davor unsere natürliche Lebensgrundlage für immer zu zerstören. Wie
können wir die Profitlogik durchbrechen und unsere Erde noch retten?

Als Jugendorganisation haben wir uns in diesem Jahr ein neues Programm
gegeben, in welchem wir Lösungsvorschläge für die Probleme unserer Zeit
machen  und  versuchen,  einen  Weg  zur  Überwindung  des  Kapitalismus
aufzuzeigen.  Wir  wollen  über  die  Zerstörung  der  Umwelt  durch  den
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Kapitalismus informieren, welche Rolle die Politik und ihre Klima-Abkommen
dabei spielen und unser neues Programm als Lösungsvorschlag vorstellen.
Dabei soll natürlich viel Raum für Diskussion und Austausch sein. Wir freuen
uns, wenn ihr vorbeikommt und mitdiskutiert, noch ist es nicht zu spät!

WANN? Dienstag, 23. Oktober 2018 von 18:30 bis 20:00

WO? Scheidemannhaus (Räume des Schlachthofes)

„Es gab keine Menschenjagd!“ –
Chemnitz,  der  VS  und  Hans-
Georg Maaßen

Wer in der letzten Zeit auch nur ein bisschen die Medien verfolgt hat, hat
sicher auch von diesem Mann gehört: Hans-Georg Maaßen, Präsident des
Bundesamtes für Verfassungsschutz seit 2012.
Ein Video, auf dem mehrere Nazis einen migrantischen Menschen verfolgten,
rassistisch beleidigten und angriffen, zweifelte Maaßen sofort an mit der
Begründung, es lägen keine Belege dafür vor, dass die Inhalte dieses Videos
auch wirklich real seien. Experten überprüften das Video und waren sich
sicher: dieses Video muss echt sein. Des Weiteren meldeten sich das Opfer
und Zeugen drei Tage nach Veröffentlichung dieses Videos bei der Polizei
und  erstatteten  Anzeige.  Das  Opfer  ist  der  22-jährige  Alihassan  S.,  er
flüchtete 2017 aus Afghanistan.

„Es gibt einfach zu viele Faschisten hier.“
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– Alihassan S. zum Angriff gegen ihn
Auch das Amtsgericht bestätigte, dass es keinerlei Anhaltspunkte dafür gäbe,
dass das Video ein Fälschung sein könnte, trotzdem äußerte sich Maaßen
gegenüber der BILD, dass es sich bei dem Video um eine Falschinformation
handelte, um von dem Mord an Daniel H. in Chemnitz abzulenken. Wenige
Tage später leugnet er diese Aussage wiederum, und behauptet, er hätte ja
nie  gesagt,  dass  das  Video  gefälscht  sei.  Nun  forderte  man  daraufhin
Maaßens  Entlassung  –  entlassen  wegen  einer  Falscheinschätzung?  Diese
Falscheinschätzung  war  nicht  etwa  sein  erstes  Versäumnis:  Am  19.
Dezember,  2016  raste  der  islamistische  Terrorist  Anis  Amri  mit  einem
geklauten  Sattelzug  in  eine  Menschenmenge  auf  dem  Berliner
Weihnachtsmarkt  –  11 Menschen ließen ihr  Leben,  der  Sattelzugbesitzer
wurde  von  Amri  kaltblütig  ermordet,  55  weitere  wurden  im  Zuge  des
Attentates verletzt. Dieser Anschlag hätte verhindert werden können, denn
der VS hatte einen Spitzel in Amris Umkreis. Anstatt Selbstkritik zuzulassen,
leugnet Maaßen wiederum seinen Spitzel.
Als  Referatsleiter  „Ausländerrecht“  im  Innenministerium  im  Jahre  2002
schrieb er ein Gutachten über den Fall Murat Kurnaz. Murat Kurnaz war ein
türkischer Staatsbürger, in Deutschland geboren, und saß von 2002 bis 2006
in Guantanamo ohne Anklage. Sein Fall wurde geprüft und er erwies sich als
nicht rechtens, weshalb Deutschland ihn wieder aufnehmen sollte. Maaßen
aber, der das innerhalb seines Gutachtens prüfen sollte, verweigerte dies,
weshalb Murat K. fast 5 Jahre in Guantanamo, das härteste Gefangenenlager
der  Welt,  blieb.  In  seinem  Aufsatz  „Kirchen,  Asyl  und  Rechtsstaat“
bezeichnete Maaßen bereits 1997 Pfarrer und Gemeinden, die Flüchtlinge in
ihren Kirchen aufnehmen, als „kriminelle Vereinigung“.
Nachdem der Verfassungsschutz in dem NSU-Fall bereits total versagte, und
unzählige Akten gegen die terroristische Nazi-Gruppe aus dem Untergrund
zerstörte,  wurde  Maaßen  als  neuer  VS-Chef  eingesetzt,  obwohl  er  sich
äußerst unkritisch über diesen Fall äußerte und die Fehler seines Vorgängers
und seiner Vereinigung einfach leugnete. 2015 traf sich Maaßen mit der
damaligen Vorsitzenden der  AfD Frauke Petry,  er  soll  ihr  wohl  verraten
haben,  „wie  man  vermeidet,  vom  Geheimdienst  beobachtet  zu  werden“,
außerdem traf  er  sich  nachweisbar  etwa  dreimal  mit  dem AfD-Politiker



Alexander Gauland. Jegliche Beobachtungen der AfD lehnt Maaßen ab. Er
sehe bei der Partei eine „ganze Reihe von Problemen, die sie selbst hat, aber
auch  dem  Problem,  dass  dort  Rechtsextremisten  versuchen
unterzuschlüpfen. Wobei wir derzeit feststellen, dass die AfD versucht, diese
Rechtsextremisten aus ihrer Partei zu isolieren oder auszugrenzen.“ Fakt ist
nur, dass die AfD diese Rechtsextremisten sogar in ihren Vorstand wählt. Die
ARD besuchte sogar vor  wenigen Tagen einen AfD-Funktionär,  der  beim
Verfassungsschutz arbeitet. Der landesweite Verfassungsschutz will die AfD
sogar  beobachten,  weil  sie  mit  Neonazis,  PEGIDA  und  der  Identitären
Bewegung zusammen arbeiten,  darf  es aber nicht,  weil  Maaßen und der
bundesweite VS es nicht erlauben.
Die Linke, die Grünen und die SPD forderten schnell  Maaßens Rücktritt.
Auch Merkel entschied sich unter dem Druck von außen für seine Kündigung.
Dieser wandelte sich schnell  in eine Beförderung zum Staatssekretär ins
Innenministerium um. Und die SPD, die erst für seine Entlassung war, steht
hinter dieser Beförderung – für eine Partei nicht untypisch, die vor der Wahl
mit der Ankündigung propagierte, nun in Opposition zu gehen und nach der
Wahl plötzlich doch in Koalition trat.

Verfassungsschutz-Präsident  Maaßen  will
keine  Hetzjgden  auf  MigrantInnen  in
Chemnitz gesehen haben – Die Betonung liegt
auf „will“!
Fälle  wie  diese  zeigen  uns  wiederholt:  der  Verfassungsschutz  ist  eine
Behörde  besetzt  von  zum  Teil  hartgesottenen  Rechten,  die  ihrem
reaktionären Gründungsziel 1950, nämlich der Zerschlagung der KPD, bis
heute treu blieb. Eine Entlassung Maaßens allein reicht deshalb nicht. Wir
als  Jugend  und  ArbeiterInnen  müssen  die  gesamten  Strukturen  des
Verfassungsschutzes zerschlagen! Erst dann können wir auch die geheimen
Akten  (sofern  nicht  geschreddert)  öffnen  und  die  VerbrecherInnen  des
Verfassungsschutzes  aburteilen.  Außerdem  fordern  wir  weiterhin  die
Entlassung des Rassisten Maaßen aus jeglicher mächtigen Position, bevor
dieser noch weiter die rechte Bewegung unterstützen kann.



Antifaschistischer  Protest  in
Chemnitz – ein erster Schritt auf
einem langen Weg
VON GEORG ISMAEL

Diese Analyse der Proteste in Chemnitz wurde gemeinsam durch Revolution
und Gruppe ArbeiterInnenmacht ausgearbeitet, da beide Gruppen zusammen
an den Gegenprotesten teilgenommen haben.

Am  Samstag,  dem  1.  September  2018,  wollten  die  Rechten  erneut  in
Chemnitz aufmarschieren. Die AfD-Landesverbände Sachsen, Thüringen und
Brandenburg,  die  „Bürgerbewegung  Pro  Chemnitz“  (PRO  CHEMNITZ),
Pegida und die gesamte Fascho-Szene um Gruppierungen wie den „Dritten
Weg“ versuchten erneut, den Tod des Antirassisten Daniel H. für sich zu
instrumentalisieren.  Seit  einer  Woche  verbreiten  sie  dreiste  Lügen  und
versuchen den Umstand, dass ein Iraker und ein Syrer der Tat beschuldigt
werden,  zur  rassistischen  Hetze.  Bereits  am  Sonntag,  dem  26.  August,
mobilisierten die FaschistInnen mit freundschaftlicher Unterstützung der AfD
einen rassistischen Mob, der MigrantInnen verfolgte. Am Montag, dem 27.
August, organisierten sie eine Demonstration, auf der nationalsozialistische
Parolen ertönten, der Hitler-Gruß demonstrativ gezeigt wurde, und die in
Hetzjagden auf Flüchtlinge, MigrantInnen und Linke in Chemnitz endete.

In der gesamten Bundesrepublik gab es daraufhin kurzfristige und spontane
antifaschistische  Mobilisierungen,  die  beispielsweise  in  Berlin  10.000
TeilnehmerInnen auf die Straße brachten. Doch unter der Woche behielten
die FaschistInnen in Chemnitz die Oberhand, die in der Region auf starke
Strukturen  und  eine  enge  Verbindung  in  die  Hooligan-Szene  der
Fußballvereine  hinein  zurückgreifen  können.
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An diesem Wochenende wollten die  Rechten eine weitere  Demonstration
ihrer Stärke abliefern. PRO CHEMNITZ hatte eine Kundgebung angemeldet,
die  AfD  einen  „Trauermarsch“  über  den  Innenstadtring.  An  der  Aktion
beteiligten sich mehr als 6.000 Rechte – ein weiteres schauriges Beispiel
dafür, wie eng die Nazi-Szene und die AfD miteinander kooperieren. Beide
wollen den Rechtsruck für ihre Ziele und die Stärkung ihrer Organisationen
nutzen und durch Mobilisierungen weiter vertiefen.  Ihren AnhängerInnen
und WählerInnen wollen sie über die Demonstration ihrer Stärke auf der
Straße  und  durch  extreme  rassistische  Hetze  ein  Gefühl  der  Stärke
vermitteln. Ihre GegnerInnen trachten sie einzuschüchtern – mit Demagogie,
Verleumdung  und  nackter  Gewalt.  Angriffe  auf  Geflüchtete,  deren
Unterkünfte, Kontrolle über die Straßen zielen auf deren Vertreibung – und
sei es mit dem Mittel der Menschenjagd.

Über  die  Gefahr,  die  von  rechts  droht,  sollte  sich  nach  den  Tagen  von
Chemnitz niemand mehr im Unklaren sein.

Gegenmobilisierung
Tausende AntifaschistInnen aus Sachsen und dem Bundesgebiet hatten die
Zeichen  der  Zeit  immerhin  in  dieser  Hinsicht  erkannt  und  wollten  am
Samstag ein Zeichen setzen.  Die OrganisatorInnen des Weltfriedenstages
hatten  sich  richtigerweise  kurzerhand entschlossen,  den  Kundgebungsort
ihrer  Versammlung  an  der  Johanneskirche  direkt  am  Ring  für  eine
antifaschistische  Kundgebung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Insgesamt
versammelten  sich  unseren  Schätzungen  nach  vielleicht  bis  zu  8.000
AntifaschistInnen  in  Chemnitz.

Die Mobilisierung wurde jedoch stark erschwert durch die Unsicherheiten
der Anreise. Die meisten aus dem Bundesgebiet waren auf eine Anreise mit
Autos oder der Bahn angewiesen, da sich Unternehmen weigerten, Busse an
AntifaschistInnen  zu  vermieten.  Im  Zweifelsfall  ist  den  Bürgerlichen  ihr
Eigentum  wichtiger  als  der  Widerstand  gegen  faschistische
Straßenmobilisierungen.  Ein  gutes  und  praktisches  Beispiel,  warum jede
Illusion in das Bürgertum im Kampf gegen die FaschistInnen fatal ist. So
blieben  zur  Anreise  nur  Autos  und  Kleinbusse  oder  die  Bahn,  wobei



Übergriffe durch die Rechten zu befürchten und Schikanen durch die Polizei
bei  der  Anreise  vorprogrammiert  waren.  Dennoch  gab  es  gemeinsame
Anreisepunkte in Dresden und Leipzig, an denen sich Tausende, vor allem
junge Menschen, beteiligten.

Derartige Mobilisierungen sind kurzfristig ohnedies schwer. Zusätzlich hat
die reaktionäre Gewalt, die von den Rechten und Nazis in den letzten Tagen
ausging, offenkundig viele Menschen abgeschreckt und dazu gebracht, nicht
nach  Chemnitz  zu  fahren,  da  sie  als  vereinzelte  Individuen  oder  kleine
Gruppen sicher auch Angst hatten.

Dieses  Problem  kann  durch  kleine  Gruppen  allein  nicht  gelöst  werden.
Möglich  wäre  dies  jedoch,  wenn  Massenorganisationen  diese  ernsthaft
politisch,  organisatorisch  und  finanziell  unterstützen  würden.  Meinen  es
Gewerkschaften,  Linkspartei  oder  SPD  Ernst  mit  ihrem  Antifaschismus,
sollten sie in Zukunft ihre Kapazitäten nutzen, um gemeinsame Anreisen zu
organisieren, öffentlich zu den Aktionen aufrufen und engagiert mobilisieren.
Wenn  es  kleinen  antifaschistischen  und  revolutionären  Gruppierungen
möglich  war,  die  Anreise  dutzender  oder  hunderter  Mitglieder  und
SympathisantInnen zu organisieren, welche Möglichkeiten hätten Strukturen
wie die LINKE mit 70.000, die SPD mit rund 460.000 oder der DGB mit sechs
Millionen Mitgliedern?

Es wäre zudem möglich gewesen, Sporthallen, Säle oder andere Unterkünfte
in Sachsen und in Chemnitz zur Verfügung zu stellen, um den Widerstand
erfolgreicher  und  wehrhafter  zu  gestalten.  Aber  es  ist  nicht  nur  eine
logistische,  sondern  eine  politische  Frage  der  antifaschistischen
Selbstverteidigung. Die Linke, und alle ArbeiterInnenorganisationen müssen
ihre  Demonstrationen,  Veranstaltungen  und  Gegenproteste  absichern
können. Dazu gehört nicht nur die Aktion selbst, sondern auch die An- und
Abreise der TeilnehmerInnen.

Dabei können wir uns nicht auf die Polizei verlassen. Viele weitere Tausend,
die  sich  aus  Angst  vor  faschistischen  Übergriffen  nicht  an  den
Gegenprotesten beteiligten, beweisen das. Für die Zukunft braucht es daher
den  Aufbau  solcher  Komitees  zum  Selbstschutz,  die  in  den  Betrieben,



Schulen  und  im  Stadtteil  verankert  sind,  die  sowohl  mobilisieren,
Veranstaltungen  schützen  und  den  Kampf  gegen  die  FaschistInnen
strukturieren  können.

Die radikale Linke sollte nicht nur praktisch etwas für deren Aufbau tun. Sie
muss  diese  Notwendigkeit  in  der  ArbeiterInnenklasse  und  unter  den
Unterdrückten  politisch  vermitteln,  diese  offen  durch  klare  Argumente
überzeugen. Dazu gehört auch die politische Auseinandersetzung mit der
LINKEN,  der  SPD  und  dem  DGB  und  die  Aufforderung  an  diese
Organisationen,  den  Aufbau  antifaschistischer  und  antirassistischer
Selbstverteidigungsorgane  in  Zusammenarbeit  mit  Geflüchteten  und
MigrantInnen  anzugehen.  Das  mag  angesichts  der  reformistischen  und
chauvinistischen  Politik  von  deren  Führungen  als  eine  unlösbare  oder
utopische Aufgabe erscheinen. Und zweifellos werden diese das „staatliche
Gewaltmonopol“ und „unsere Polizei“ als Schutz gegen die Nazis ins Feld
führen.

Doch  spätestens  nach  Chemnitz  und  den  offenen  Verstrickungen  der
Staatsorgane  in  die  rechte  Szene  sollten  GewerkschafterInnen,
SozialdemokratInnen  und  alle  Linken  ihre  Hoffnungen  auf  den
„antifaschistischen“  Schutz  durch die  Polizei  begraben.  Außerdem haben
manche Mitglieder und WählerInnen der SPD und der Linkspartei am letzten
Wochenende einmal mehr erleben müssen, dass sich die FaschistInnen nicht
darum kümmern, ob Menschen die Fahne der Antifa oder der SPD tragen.

Vor Ort
Während des Tages gelang es AntifaschistInnen, den Innenstadtring an zwei
Punkten  zu  besetzen.  Nahe  der  Johanneskirche  war  dies  insbesondere
aufgrund  der  gemeinsamen  Init iat ive  der  GenossInnen  von
ArbeiterInnenmacht und Revolution in Absprache mit AktivistInnen der SAV
und  der  linksjugend  [’solid]  möglich.  Dieser  Blockade  schlossen  sich  im
Verlauf rund 1.000 Menschen an. Über diesen „Brückenkopf“ gelang es in
der Folge weiteren AntifaschistInnen,  auf  die  andere Seite  des Rings zu
kommen. Das Resultat war, dass die AfD ihre Route ändern und umdrehen
und gegen 20 Uhr ihre Versammlung für beendet erklären musste.



Die Polizei war diesmal mit einem massiven Aufgebot aus dem gesamten
Bundesgebiet  präsent.  Zweifellos  wollten  das  Land  Sachsen  und  die
Bundesregierung demonstrieren, dass sie die „Lage unter Kontrolle“ haben.
Davon  kann  freilich  nur  bedingt  die  Rede  sein.  Die  Rechten  und
FaschistInnen waren überaus aggressiv. Am Rande der Aktionen und abends
kam es auch zu Übergriffen auf Linke oder abziehende DemonstrantInnen.

Gegenüber den AntifaschistInnen und linken Blockaden ging die Polizei mit
Schikanen  und  auch  Repression  vor.  So  wurden  ankommende
DemonstrantInnen am Bahnhof festgehalten und konnten erst nach längerer
Wartezeit zum Kundgebungsplatz gelangen. Dort versuchte die Polizei, die
Straße zuerst für den rechten Aufmarsch frei zu halten. Dies gelang nicht –
auch  weil  eine  Räumung  der  Blockade  wahrscheinlich  eine  solche  der
gesamten  Protestkundgebung  bedeutet  hätte,  auf  der  auch  SPD,  Grüne,
Linkspartei,  KirchenvertreterInnen  usw.  sprachen.  Sicherlich  sollte
vermieden  werden,  an  diesem  Platz  „unglückliche“  Bilder  zu  erzeugen.

Es nimmt daher kein Wunder, dass gegen die zweite Blockade viel massiver
vorgegangen wurde. Hunderte Menschen wurden stundenlang eingekesselt
und viele überdies erkennungsdienstlich behandelt.

Gleichzeitig  gelang  es  aber  auch  hunderten  FaschistInnen,  aus  dem
Demonstrationszug der Rechten auszubrechen, um sich auf direktem Weg zu
den Gegenprotesten zu begeben. Im Verlauf des Tages kam es immer wieder
zu Auseinandersetzungen mit diesen in der Chemnitzer Innenstadt.

Während wir keine Illusionen in die Polizei und den „Rechtsstaat“ haben, wie
ihn  LINKE,  Grüne  und  SPD  auf  der  Bühne  an  der  Johanneskirche
beschworen, müssen wir uns auch kritisch mit dem Stand unserer eigenen
Bewegung  auseinandersetzen.  Bei  einer  direkten  Konfrontation  mit  den
FaschistInnen hätte sich der antifaschistische Protest nur schwer behaupten
können – trotz wahrscheinlich knapper Überzahl. Bereits die Tatsache, dass
sich  die  Mehrheit  der  TeilnehmerInnen  am Johanneskirchplatz  nicht  der
Blockade auf der Straße anschloss, zeigt, wie defensiv und eingeschüchtert
die  ArbeiterInnenbewegung  ist,  wie  groß  aber  auch  die  verbliebenen
Illusionen  oder  Hoffnungen  in  den  „Rechtsstaat“  noch  sind.



RednerInnen  von  ArbeiterInnenmacht  und  REVOLUTION wiesen  bei  der
Blockade auf diesen Umstand mehrmals durch das Megaphon hin. Sie riefen
zur  Notwendigkeit  einer  antifaschistischen  Einheitsfront  und  massenhaft
organisiertem  Selbstschutz  unserer  Klasse  auf.  Sie  betonten  dabei  die
Notwendigkeit, in praktischen Fragen mit der LINKEN, der SPD und dem
DGB  sowie  allen  Organisationen  der  Linken  zusammenzuarbeiten.  Sie
unterstrichen aber auch,  dass am Ende des Tages nur Klassenkampf die
FaschistInnen aufhalten könne. Jede Abschiebung, jede anti-soziale Reform,
jede  Kürzung  durch  SPD  und  LINKE  in  den  Regierungen,  jede
sozialpartnerschaftliche  Verräterei  durch  die  Gewerkschaftsführung
schwächt  die  Kampfkraft  der  ArbeiterInnenbewegung  und  desillusioniert
noch  mehr  Lohnabhängige.  Das  stärkt  die  FaschistInnen,  die  an  die
Verzweiflung,  die  wirkliche  oder  vermeintliche  Abstiegsangst  der
Mittelschichten,  von  Arbeitslosen  wie  auch  frustrierten  Schichten  der
ArbeiterInnenschaft appellieren. Die Rechten sammeln diese Menschen auf
der Basis gesellschaftlicher Verzweiflung, die sie rassistisch formieren.

Bedauerlicherweise konnte es sich die FAU Dresden nicht verkneifen, sich
schützend vor die reformistische Führung zu stellen und unsere RednerInnen
als „autoritäre AntisemitInnen“ zu beschimpfen, weil wir für die Solidarität
mit  unterdrückten  Nationen  und  den  Aufbau  einer  kommunistischen
Organisation eintreten. Während wir es begrüßen, dass sich die SPD, die
LINKE, der DGB aber auch Organisationen wie die FAU an dem Protest
beteiligten, denken wir, dass unser Antifaschismus nur erfolgreich sein kann,
wenn  er  in  den  Kontext  einer  revolutionären  Strategie  gestellt  wird.
Rassismus und Faschismus – und damit rechts-populistische wie faschistische
Parteien – können nämlich nicht nur durch Gegenmobilisierungen auf der
Straße gestoppt werden. Vielmehr müssen wir auch die gesellschaftlichen
Ursachen für ihr Wachstum angehen – und diese liegen im Kapitalismus
selbst. Dementsprechend nehmen wir uns auch weiter „das Recht heraus“,
unsere Ansichten bekannt zu machen.

Unter  den  gegebenen  Umständen  erzielten  wir  am  1.  September  einen
Teilerfolg. Es war überaus wichtig, all jenen, die sich den RassistInnen der
AfD,  den offenen NationalsozialistInnen um den „Dritten Weg“ oder  den



Kameradschaften  in  Chemnitz  und  Sachsen  entgegenstellen  wollten,  zu
zeigen, dass sie nicht allein sind. Solidarität war für alle, die nach Chemnitz
fuhren, kein leeres Wort. Es war auch wichtig zu zeigen, dass Widerstand
möglich ist. Die Blockaden waren auch eine einschlägige Erfahrung für viele.
Immerhin konnten die FaschistInnen und RassistInnen an diesem Tag nicht
ungehindert marschieren, jagen und hetzen. Aber unsere Bewegung hat noch
einen weiten Weg vor sich. Sie muss nicht nur größer, sondern auch besser
organisiert und bewusster werden. Das bedeutet nicht nur, auf eine direkte
Konfrontation mit den FaschistInnen vorbereitet zu sein, sondern auch, sich
der Ursachen des Rechtsrucks,  des Zulaufs für die AfD-RassistInnen und
FaschistInnen bewusst zu werden. Nur so wird es möglich sein, dem Kampf
gegen den Faschismus eine organisierte, militante und anti-kapitalistische
Stoßrichtung zu geben.

Auf  dem  Weg  in  den
Welthandelskrieg?
Christian Mayer

Im März war es soweit:  US-Präsident Donald Trump brachte per Dekret
Schutzzölle in Höhe von 25% auf Stahl- und 10% auf Aluminiumimporte aus
China  auf  den  Weg.  Der  Aufschrei  quer  durch  die  bürgerliche
Medienlandschaft war entsprechend groß. So sollte anfangs auch die EU
unter  diese  Maßnahmen  fallen,  welche  aber  bis  Ende  Juni  (vorerst)
ausgesetzt  wurden.

 

Das hat allerdings weniger damit zu tun, dass für die Arbeiter_Innen in der
US-Stahlindustrie  neue Arbeitsplätze geschaffen werden sollen als  damit,
dass es darum geht einem imperialistischen Konkurrenten einen deutlichen
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Warnschuss zu verpassen. Die Schutzzölle auf Stahlimporte helfen der Stahl
herstellenden Industrie nicht wirklich, viel mehr haben diese Maßnahmen
eher  negative  Auswirkungen  auf  die  Stahl  bearbeitende  Industrie
(Schwerindustrie  bzw.  Autoindustrie),  da  die  Materialpreise  steigen  was
wiederum dazu führt dass die Gesamtkosten für die Produktion sich erhöhen.
Um diese sich erhöhenden Gesamtproduktionskosten zu verringern muss ein
Ausgleich geschaffen werden, damit am Ende noch Gewinn erwirtschaftet
werden kann. In diesem Fall  wird in erster Linie an den Personalkosten
gespart, was bedeutet, dass es zu Lohnverzicht und im weiteren Verlauf zu
Arbeitsplatzabbau  kommt.  So  viel  zum  versprochenen  „Jobwunder“  von
Trump.

 

Innerimperialistische Auseinandersetzung

 

Doch  es  geht  noch  weiter.  Nicht  nur,  dass  inzwischen  auf  Stahl-  und
Aluminiumimporte aus China Schutzzölle erhoben werden, auch der Export
von bestimmten technologischen Bauteilen etwa für Smartphones nach China
wird  streng  reglementiert.  Das  führte  dazu,  dass  der  chinesische
Smartphonehertseller ZTE in eine enorme wirtschaftliche Schieflage geriet
und die Produktion wie auch das operative Geschäft (also alles drum herum)
sehr weit herunterfahren, ja fast schon komplett stilllegen musste.

 

Wie bereits weiter oben erwähnt haben diese Maßnahmen weniger damit zu
tun, die Arbeitsplätze im Inland zu schützen als dass es darum geht, einem
imperialistischen Konkurrenten wirtschaftlich zu Schaden und die  eigene
wirtschaftliche Stellung wieder an die Spitzenposition zu bringen. In den
vergangenen knapp 30 Jahren seit dem Ende des Stalinismus in Osteuropa
und  dem  Ende  der  Sowjetunion  wie  auch  durch  den  wirtschaftlichen
Aufschwung Chinas durch dessen vorsichtige Öffnung hin zum Weltmarkt
sind für den US-Imperialismus neue Konkurrenten entstanden.  Nicht  nur
 wirtschaftlich,  sondern  auch  auf  militärischer  und  geopolitischer  Ebene



fordern  sie  die  vormalige  Vormachtstellung  der  USA  heraus.  Gerade
Russland und China als neue imperialistische Konkurrenz versuchen immer
mehr an Einfluss zu gewinnen und den US-Imperialismus zurück zu drängen.

 

Besonders  sieht  man  dies  derzeit  sowohl  in  Syrien,  wo  der  russische
Imperialismus die geostrategischen Pläne seit mittlerweile drei Jahren aktiv
militärisch durchkreuzt, als auch in der Ostukraine, wo die Pläne des US-
Imperialismus ebenfalls einen Rückschlag erhielten in dem sich Russland die
Halbinsel Krim kurzerhand einverleibte und die wichtigen Industriestandorte
im Donezk-Becken von vermeintlich pro-russischen Separatisten kontrolliert
werden. Dies hatte dementsprechend Sanktionen seitens der US-Bourgeosie
zur Folge, welche der russischen Wirtschaft drei Jahre schwer zu schaffen
machte (inzwischen gibt es wieder ein sehr leichtes Wirtschaftswachstum).

Auch  die  Auseinandersetzungen  mit  China  sind  weitreichender  als  die
beschriebenen  Schutzzölle  und  Exportreglementierungen.  So  ist  die
chinesische Volksbefreiungsarmee bereits seit Jahren damit beschäftigt, sich
immer weiter aufzurüsten um auf militärischer Ebene mit der US-Army und
der  US-Navy  mithalten  zu  können.  Zudem  wurde  beispielsweise  im
vergangenen  Jahr  der  erste  chinesische  Flugzeugträger  in  Betrieb
genommen,  weitere  sollen  folgen.

 

Aber auch weitere Maßnahmen wie etwa das Aufschütten von künstlichen
Inse ln  im  Südch ines i schen  Meer  zur  Erwe i terung  des  12
Seemeilenhoheitsgebietes  vor  Staatsküsten  und  die  Streitigkeiten  um
mögliche Rohstoffquellen wie vermutete Öl- und Gasvorräte an der gleichen
Stelle, aber auch die Kontrolle von wichtigen Schifffahrtsrouten in dieser
Weltregion zeigen, dass der Kampf um die Neuaufteilung der Welt unter den
diversen imperialistischen Mächten im vollen Gange ist.

 

Perspektive für die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend



 

Die  ergriffenen  Maßnahmen  seitens  Trump  haben  unmittelbare
Auswirkungen auf die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend nicht nur in den
Ländern, gegen die die verhängten Sanktionen gerichtet sind; sie betreffen
auch die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend in den USA: Zwar entstehen
neue Arbeitsplätze, allerdings zu schlechteren Bedingungen als die bereits
bestehenden Arbeitsplätze was man vor allem am niedrigerem Lohn sieht
den  die  neuen  Arbeiter_Innen  in  den  verschiedenen  Industriebereichen
erhalten. Für die Jugend in den USA dürfte es schwieriger werden, einen Job
zu bekommen da die Konkurrenz groß ist. Und hat man erstmal einen Job
bekommen geht es darum, irgendwie das eigene Überleben zu sichern da die
Löhne  niedrig  und  die  Perspektiven  nach  der  Ausbildung  dauerhaft
übernommen  zu  werden  schlechter  sind  als  hierzulande.

 

Also alles schlecht für die Arbeiter_Innen und die Jugend? Nicht unbedingt
wenn sie sich anfangen gegen die Zustände zur Wehr zu setzten. Dafür ist es
notwendig,  dass  sich  sowohl  Jugendliche  wie  auch  die  Arbeiter_Innen
gemeinsam  in  den  Gewerkschaften  organisieren  und  den  Kampf  gegen
Niedriglöhne, schlechte Perspektiven aber auch die Spaltung untereinander
etwa durch rassistische Vorurteile aufzunehmen. Wichtig ist es, wie auch in
allen  anderen  Ländern  der  Welt,  die  demokratische  Kontrolle  über  die
Gewerkschaften  zu  erlangen  und  sie  dem  Einfluss  der  reformistischen
Gewerkschaftsführer_Innen zu entziehen. Dafür muss zwangsläufig mit der
Sozialpartner_Innenschaft gebrochen werden, denn die Kapitalist_Innen sind
nicht die Freund_Innen der Arbeiter_Innenklasse und der Jugend und haben
kein Interesse daran die Probleme der Mehrheit der Bevölkerung zu  lösen.
Daher kann die Lösung nur im revolutionären Sturz dieses Systems liegen.

 

 


